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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Herbst nahm der Nationalrat die Beratungen der Vorlage zur Familienbesteuerung in
Angriff. Um alle Familien gleichzustellen, beantragte Meier-Schatz (cvp, SG) namens der
Kommission, das Teilsplitting auch auf Konkubinatspaare mit Kindern auszudehnen,
ausserdem, die Kinderabziige auf 11000 Fr. zu erhéhen wund einen
Kinderbetreuungsabzug von 7000 Fr. sowie einen zuséatzlichen Ausbildungsabzug von
3000 Fr. einzufihren. Rlckweisungsantrage von linker und griner Seite, die eine
Individualbesteuerung (Fehr, sp ZH), ein Familiensplitting (Fassler, sp SG) oder eine
gezielte Unterstltzung von Familien in Form einer Rente (Genner, gp ZH) forderten,
blieben chancenlos. Auch ein Antrag Féssler (sp, SG), Abzlge statt vom steuerbaren
Einkommen vom steuerbaren Betrag zu gewahren, um kleinere und mittlere Einkommen
zu entlasten, wurde abgelehnt. Mit 84:81 Stimmen beschloss der Rat jedoch auf Antrag
Rechsteiner (sp, SG) beim Gesetz Uber die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden eine Steuerbefreiung des Existenzminimums bei den
Kantons- und Gemeindesteuern. '

Im Mérz 2016 befasste sich die grosse Kammer mit der Revision der
Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens. Die Beratung des bundesratlichen
Entwurfs, der im Spatherbst 2014 prasentiert worden war, hatte sich aufgrund der
bevorstehenden Unterzeichnung des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen der
Schweiz und lItalien, das Ende 2015 paraphiert wurde, verzdgert. In der Detailberatung
schuf der Nationalrat mehrere Differenzen zum Vorschlag des Bundesrates. Bei der
Frage der pauschalen Quellensteuerabziige folgte die grosse Kammer seiner
Kommission fur Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR) und sprach sich mit 96 zu 88
Stimmen bei 2 Enthaltungen daflr aus, dass die Kantone in Zukunft offenlegen mussen,
auf welche Weise sie die Pauschalen fur Berufskosten und Versicherungspramien
festsetzen. Diese seien flr Steuerpflichtige relevant, weshalb Transparenz in diesem
Bereich angebracht sei, argumentierte Kommissionssprecherin Bertschy (glp, BE).
Zudem kippte der Nationalrat mit 129 zu 61 Stimmen bei einer Enthaltung eine vom
Bundesrat geplante und von einer Minderheit Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
verteidigte Solidarhaftungsklausel, nach der Mitglieder der Verwaltung und
Geschaftsfuhrung fur die Entrichtung der Quellensteuer gehaftet hatten, aus seiner
Version der Gesetzesrevision. Leutenegger Oberholzers Warnung vor Steuerausfallen
vermochte ausserhalb der Reihen von SP und Grinen nur sieben Nationalrdte zu
Uberzeugen. Auch beim Thema der Bezugsprovisionen schuf der Nationalrat eine
Differenz. Der Bundesrat wollte diese auf 1% des gesamten Quellensteuerbetrags
festlegen. Der Nationalrat sprach sich jedoch mit 136 zu 55 Stimmen fir einen Antrag
Regazzi (cvp, TI) aus, der den Kantonen mehr Spielraum lassen will. Sie sollen den
Schuldnern der steuerbaren Leistung Bezugsprovisionen von bis zu 2% gewéhren
kénnen. Eine weitere Differenz betraf die Hohe des Steuerabzugs von ausléandischen
Kinstlern, denen der Bundesrat — wie Sportlern und Referenten - einen Abzug von 20%
der Bruttoeinkinfte als Gewinnungskosten zugestehen wollte. Auf Antrag der WAK-NR
erhohte der Nationalrat diesen Pauschalabzug auf 50%. In der Gesamtabstimmung
stimmte die grosse Kammer dem Entwurf mit 185 zu 6 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu
und reichte das Geschéaft an den Standerat weiter. ?

Von einem «halben Wunder» (Christian Levrat, sp, FR) Uber eine «Schnapsidee»
(Michael Hermann im Tages-Anzeiger) bis hin zu einem «Affront gegen die direkte
Demokratie» (Michael Schénenberger in der NZZ) reichten die Beurteilungen des Coups
der WAK-SR. Diese hatte in der Pressekonferenz nach ihrer ersten Sitzung zur
Steuervorlage 17 alle Uberrascht, indem sie sich einstimmig fir einen eigenen, neuen
Vorschlag zur SV17 ausgesprochen hatte: Als soziale Ausgleichsmassnahme soll nicht
mehr wie vom Bundesrat vorgeschlagen der Mindestansatz fir das Kindergeld erhoht,
sondern mehr Geld fir die AHV zur Verflugung gestellt werden. Pro Franken, der durch
die Steuererleichterungen fur Unternehmen weniger an Steuereinnahmen generiert
wird, soll ein Franken in die AHV fliessen. Da die WAK-SR mit Kosten von CHF 2.1 Mrd.
rechnet, soll entsprechend derselbe Betrag der AHV zu Gute kommen, was diese
finanziell bis 2024 oder 2025 absichern soll. Dazu sollen zuklnftig das ganze
Demografieprozent der Mehrwertsteuer in die AHV fliessen (CHF 520 Mio.) und der
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Bundesbeitrag an die AHV von 19.55 auf 20.2 Prozent (CHF 300 Mio.) sowie die
Lohnbeitrage von Arbeitgebern und Arbeitnehmern um je 0.15 Prozentpunkte erhoht
werden (CHF 1.2 Mrd.). Dies war jedoch nicht die einzige Neuerung der Kommission: Bei
der Gegenfinanzierung reduzierte sie die minimale kantonale Dividendensteuer von 70
auf 50 Prozent, was ungefahr CHF 300 Mio. kostet. Damit soll ein Referendum des SGV
oder von Swiss Family Business verhindert werden. Stattdessen soll das
Kapitaleinlageprinzip (KEP) mit einer Rickzahlungsregel und einer Teilliquidationsregel
eingeschrankt werden: Zukilnftig sollen Reserven aus Kapitaleinlagen héchstens in dem
Umfang steuerfrei ausgeschuttet werden koénnen, in dem auch steuerbare
Dividendenzahlungen vorgenommen werden (Rickzahlungsregel). Beim Ruckkauf
eigener Aktien missen solche Reserven zudem im gleichen Umfang reduziert werden
wie die Gewinnreserven (Teilliquidationsregel). Diese Regelung gilt jedoch nur fiir in der
Schweiz kotierte Firmen, nicht aber flur Kapitaleinlagereserven, die innerhalb eines
Konzerns zurlckbezahlt werden oder die im Rahmen eines Zuzugs in die Schweiz nach
Inkrafttreten der Unternehmenssteuerreform Il entstanden sind. Dies soll Bund und
Kantonen Mehreinnahmen von CHF 150 Mio. generieren. Auch die sogenannte Lex
Zurich soll nun doch eingefihrt werden, wobei die zinsbereinigte Gewinnsteuer in
«Abzug flr Eigenfinanzierung» umbenannt wird und nur Hochsteuerkantonen, in denen
die effektive Steuerbelastung fur Unternehmen auf allen drei Ebenen Uber 18.03
Prozent liegt - konkret also nur dem Kanton Zurich -, zur Verfluigung stehen soll.

Entstanden war der Kompromiss der Kommission geméass «NZZ am Sonntag» und Tages-
Anzeiger durch Verhandlungen der «Schattenregierung aus dem Stockli», wie es die
«NZZ am Sonntag» formulierte: Der Luzerner CVP-Standerat Konrad Graber soll die
Initiative ergriffen und Stéanderatsprasidentin und Kontaktfrau zum Arbeitgeberverband
Karin Keller-Sutter (fdp, SG), SP-Prasident Christian Levrat, Kommissionspréasident
Pirmin Bischof (cvp, SO), Ruedi Noser (fdp, ZH) als Kontakt zu Economiesuisse sowie
Gewerkschaftsprasident Paul Rechsteiner (sp, SG) ins Boot geholt haben. Sie alle seien
sich der Relevanz der SV17 und der sozialpolitischen Kompensation bewusst gewesen,
hétten aber die Erhéhung der Kinderzulagen flr ein untaugliches Instrument gehalten
und sich vor einem Referendum - sei es von burgerlicher Seite aufgrund der Erhéhung
der Dividendenbesteuerung und der Kinderzulagen oder von linker Seite wegen der
geplanten Steuerrabatte - gefurchtet. In der Kommission sei man sich daher einig
gewesen, dass man einen Kompromiss finden musse, der von allen grossen Parteien und
Organisationen mitgetragen werde. Trotz grosser inhaltlicher Unterschiede héatten sich
alle dreizehn Mitglieder der WAK-SR einstimmig fir das vorgeschlagene Konzept
ausgesprochen.

Die biirgerlichen Parteien und Verbande zeigten sich von diesem Kompromiss nicht
begeistert. Die SVP, die GLP, Economiesuisse und der Arbeitgeberverband
beanstandeten die Vermischung des Finanz- und Gesundheitsdossiers und sprachen
sich gegen sachfremde Verknlpfungen aus. Diese wirden es den Blrgern
verunmaoglichen, sich frei fur oder gegen die verschiedenen Elemente des Deals zu
entscheiden. Eine «Verknupfung sachfremder Themen grenzt an Notigung des
Stimmvolks», betonte Jlrg Grossen (glp, BE). In den Medien und im Parlament war man
sich zudem nicht sicher, ob eine solche Verknlpfung verfassungsrechtlich zulassig sei;
verschiedene Parlamentarierinnen und Parlamentarier betonten, dass eine
entsprechende Volksinitiative wohl wegen fehlender Einheit der Materie fur ungultig
erklart werden wirde. Die WAK-SR hatte diesbezlglich ein schriftliches Gutachten
beim Bundesamt fur Justiz (BJ) eingeholt, welches den Kompromiss flr «vertretbar»
hielt. Zwar gelte das Gebot der Einheit der Materie auch bei Gesetzesvorlagen, solle
dort aber «nicht mit derselben Strenge gehandhabt werden [...] wie bei Teilrevisionen
der Verfassung», erklarte das BJ. Das Gesetzgebungsverfahren sei strukturell einer
Totalrevision, bei der die Einheit der Materie nicht relevant sei, naher als eine
Volksinitiative. Dem Gesetzgeber stehe daher bei der Kompromissfindung ein
vergleichsweise grosser Gestaltungsspielraum zu. Des Weiteren kritisierten Exponenten
der SVP, FDP und des Gewerbeverbandes insbesondere die Finanzspritze an die AHV
ohne Erhéhung des Frauenrentenalters. Es bedlrfe dringend auch Massnahmen auf
Leistungsseite, war mehrfach zu vernehmen, zumal die Linke aufgrund dieser
Zusatzfinanzierung spater womdoglich nicht mehr flr eine umfassende AHV-Reform
gewonnen werden koénne, da man ihr nichts mehr anzubieten habe. Der
Arbeitgeberverband, einer der vehementesten Kritiker des Kompromisses, schlug daher
vor, das Rentenalter der Ménner auf 66, das der Frauen auf 65 Jahre zu erhdhen. Auch
die Jungparteien der Grinen, der SVP, der FDP, der CVP und der BDP erklarten ihre
Ablehnung des Vorschlags; die jungen Grunliberalen drohten sogar damit, allenfalls das
Referendum zu ergreifen. Die Jungparteien kritisierten vor allem die starke
Umverteilung von Jung zu Alt, durch welche die Jungen einmal mehr die ganze Last der
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Revision der Altersvorsorge tragen mussten. Das strukturelle Problem der AHV werde
durch finanzielle Zuschisse auf Kosten der Jungen Uberdeckt, aber nicht geldst,
erklarte zum Beispiel der Prasident der Jungfreisinnigen, Andri Silberschmidt.

Gemischt waren auch die Riickmeldungen von linker Seite: Die SP nannte den
Vorschlag «akzeptabel». Der SGB sprach sich fur den Kompromiss aus, TravailSuisse gab
sich zwar erst kritisch, liess aber durchblicken, den Kompromiss wohl auch
mitzutragen. SP-Président Christian Levrat betonte, dass dieser Vorschlag zum sozialen
Ausgleich beitrage: Dadurch dass die Summe der Lohnbeitrége bis zu einem jahrlichen
Bruttolohn von CHF 130°000 hoéher sei als die Summe der erhaltenen AHV-Renten,
finanzierten 7 Prozent der Grossverdiener faktisch die AHV-Reform. Personen mit
tiefen oder mittleren Léhnen wirden also davon profitieren. Diese Argumentation
Uberzeugte die Grunen, Teile der SP und verschiedene entwicklungspolitische NGOs
jedoch nicht. Sie erklarten, die Vorlage nicht unterstitzen zu wollen, da diese zu
enormen Steuerausféllen flihre, den internationalen Steuerwettbewerb weiter anheize
und gegenuber armeren Staaten unfair sei. Zudem handle es sich bei dem AHV-
Zuschuss nicht um eine Kompensation, wie viele Beflurworter des Vorschlags loben
wirden, da einmal mehr die Arbeitnehmenden die entstehenden Kosten Gbernehmen
mussten und nicht die Unternehmen.

Neben den Parteien und Verbénden ausserte auch ein Teil der Kantone Kritik am
Kompromissvorschlag. Mit der Wiederaufnahme der zinsbereinigten Gewinnsteuer war
die WAK-SR einer Forderung von Kanton und Stadt Zirich nachgekommen. «Wir
mussten  Zdrich, dem  Wirtschaftsmotor der Schweiz, in diesem Punkt
entgegenkommen>, erklarte Christian Levrat. Da das Instrument stark umstritten ist,
sah man es aber nur fir Hochsteuerkantone vor, obwohl es elf weitere Kantone
ebenfalls gerne angewendet héatten. Diese Regelung verstosse gegen das Gebot der
Gleichbehandlung und verhindere einen fairen Steuerwettbewerb, befand Cornelia
Stamm Hurter (SH, svp), Finanzdirektorin des Kantons Schaffhausen - der zu eben
diesen elf Kantonen gehort. Auch Hannes Germann (svp, SH) kritisierte die Lex Zurich
und nannte sie einen «Sundenfall». Finanzminister Maurer hingegen verteidigte den
Vorschlag der WAK-SR: «Es macht keinen Sinn, die beste Kuh nicht zu fittern - wirde
ich jetzt als alter Bauer sagen». Der Steuerabzug kénne aber nicht fur alle Kantone
eingefuhrt werden, weil der Widerstand dagegen zu gross sei. WAK-SR-Préasident Pirmin
Bischof erganzte, dass auch andere Kantone den Abzug fir Eigenfinanzierung einfihren
kénnten; sie missten dazu einfach ihre Gewinnsteuern erhéhen.

Trotz kritischer Stimmen aus dem ganzen politischen Spektrum blieben
Referendumsdrohungen und Fundamentalopposition gegen den Kompromissvorschlag
mehrheitlich aus. Selbst der Arbeitgeberverband wollte sich als einer der starksten
Kritiker des Vorschlags nicht festlegen, ob er bei Annahme der Vorlage durch das
Parlament wirklich das Referendum ergreifen wirde. Die zurlickhaltenden Reaktionen
der meisten Akteure wirden verdeutlichen, dass sich alle bewusst seien, dass sehr viel
auf dem Spiel stehe, war die einhellige Meinung in den Medien. Schliesslich habe die
Vorlage wegen des grossen Zeitdrucks gute Erfolgsaussichten: Das «Parlament hat gar
keine Gelegenheit, den Deal zu zerreden>», erklarte die «Schweiz am Wochenende». *

In der Herbstsession 2018 behandelte der Nationalrat den AHV-Steuer-Deal. Die
Eintretensdebatte drehte sich vor allem um die Frage, welche Gruppen von der Vorlage
respektive ihrer Ablehnung profitieren wirden: Sind es die Reichen, der Mittelstand,
die «Blezer», Alte oder Junge? Eingangs wurden ein Minderheitsantrag Bertschy (glp,
BE) auf Nichteintreten sowie ein Antrag Matter (svp, ZH) auf Rlckweisung an die
Kommission behandelt. Kathrin Bertschy begrindete ihren Antrag damit, dass die
Grunliberale Fraktion zwar fur die Beratung der Steuervorlage 17 sei - diese sei
ausgewogener als frihere Vorlagen und misse der Bevolkerung entsprechend erklart
werden -, aber die Finanzspritze an die AHV ablehne. Damit werde die Steuervorlage
schlechtgemacht und eine Reform der AHV aufgeschoben. Thomas Matter erkléarte, dass
die SVP-Fraktion die Vorlage mit dem Auftrag, eine schlankere Version ohne AHV-
Zustupf auszuarbeiten, an die Kommission zurtickweisen wolle. Die Verkntpfung sei ein
«Affront gegenuber dem Souveran», da dieser durch die VerknlUpfung der Vorlagen
seinen Willen nicht klar dussern kénne. Nicht begeistert zeigte sich Finanzminister
Maurer vom Antrag Matter. Die Idee einer «schlanken» Vorlage sei bereits mehrfach
eingebracht und abgelehnt worden, unter anderem 2014 von den Kantonen sowie im
Rahmen der USR Il von den Kommissionen. Da die nachste Vorlage nicht besser werde,
solle man dem Kompromiss, der einen sozialen Ausgleich als Lehre aus der Ablehnung
der USR Il beinhalte, zustimmen. Eintreten wurde klar mit 188 zu 8 Stimmen (bei 1

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Enthaltung) gutgeheissen; der Antrag Matter stiess mit 119 Stimmen zu 63 Stimmen (bei
15 Enthaltungen) ausserhalb der SVP kaum auf Zustimmung.

Der Nationalrat beriet den AHV-Steuer-Deal aufgeteilt in vier Blocke, schuf dabei aber
bei 37 Minderheitsantragen nur gerade zwei Differenzen zum Sténderat. Einerseits
entschied er sich mit 110 zu 83 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) fir den Minderheitsantrag
Leutenegger Oberholzer (sp, BL). Demnach sollen die Kantone neu die Auswirkungen
der Vorlage auf die Gemeinden nicht nur bertcksichtigen missen, wie es der Standerat
beschlossen hatte, sondern «angemessen abgelten». Gemass der
Minderheitensprecherin sei dies keine «semantische Variation der Formulierung,
sondern [...] ein verbindlicher Auftrag», der ndtig sei, da die Gemeinden die Revision
mittragen mussten. Andererseits beschloss die grosse Kammer bezlglich des
Kapitaleinlageprinzips (KEP), die Ausnahme flir Zuzlge zeitlich zu verléngern. Der
Standerat hatte entschieden, dass die neuen Regelungen fur Zuzlige seit dem
Inkrafttreten der USTR Il keine Geltung haben sollten, der Nationalrat nahm nun auch
die Zuzlge ab dem Abstimmungsdatum zur USTR Il von den Regelungen aus. Zudem
beschloss er, dass sich die Ausnahme flr Zuztige nicht auf Teilliquidationen erstrecken
soll.

Ansonsten stimmte der Nationalrat dem Erstrat in allen Belangen zu, wobei die meisten
Minderheitsantrége deutlich scheiterten. Bezlglich der Zusatzfinanzierung der AHV
wurden etwa Antrage zur Hohe des Bundesbeitrags an die AHV sowie zur Erhéhung des
Frauenrentenalters auf 65 gestellt. Im Rahmen der Gegenfinanzierung der
Unternehmenssteuerreform wurden alternative Mindestwerte far die
Dividendenbesteuerung beim Bund (zwischen 50 und 90 Prozent) sowie in den
Kantonen (zwischen O und 90 Prozent) diskutiert, die jedoch im Rat keine Mehrheit
fanden. Zu den eigentlichen Massnahmen der Unternehmenssteuerreform lehnte der
Rat verschiedene Minderheitsantrage fur eine Verscharfung der Abzugsmaoglichkeiten
respektive fiir eine Verlangerung der Ubergangsfristen ab.

Knapp wurde es einzig bei der Forderung einer Minderheit Rytz (gp, BE) nach einer
formellen Trennung des AHV- und Unternehmenssteuerteils der Vorlage unter
Beibehaltung der inhaltlichen VerknUpfung. Dadurch sollten zu beiden Teilen getrennte
Referenden stattfinden kénnen, die Inkraftsetzung der beiden Vorlagen sollte jedoch
weiterhin verkntpft bleiben - sie sollten also weiterhin gemeinsam oder gar nicht in
Kraft treten kdénnen. Dies lehnte der Nationalrat mit 101 zu 93 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) ab. Fir eine formelle Trennung sprachen sich die SVP, GLP und BDP
einstimmig, sowie die Grinen teilweise aus. Dadurch wurden auch zwei Antrage
Grossen (glp, BE) und Moser (glp, ZH) auf Nichteintreten auf die AHV-Vorlage sowie auf
vollstandige rechtliche Trennung der beiden Vorlagen obsolet.

Mit 114 zu 68 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat schliesslich
deutlich fur den AHV-Steuer-Deal aus. Dagegen stimmten die GLP-Fraktion, Mehrheiten
der SVP- und der Griinen-Fraktion sowie einzelne Mitglieder der FDP-Fraktion. *

«Der Bundesrat will fir einmal nicht die Welt verbessern, (...) er will ein ganz kleines
Steuerproblem |6sen», beteuerte Finanzminister Maurer gegen Ende der
nationalratlichen Debatte zur Erhohung des Steuerabzugs von Kosten fiir die
Betreuung von Kindern durch Dritte in der Frihjahrssession 2019. Der Bundesrat hatte
beabsichtigt, im Rahmen seiner Fachkrafte-Initiative den Steuerabzug flr externe
Kinderbetreuung zu erhéhen, um so fur Personen mit hohen Einkommen Anreize zu
schaffen, sich trotz Kindern stéarker in die Arbeitswelt zu integrieren. Finanzminister
Maurer rechnete mit etwa 2500 Vollerwerbsstellen, die so besetzt werden kénnten. Das
beschrénkte  Zielpublikum der Massnahme erachteten aber verschiedene
Kommissionsminderheiten als diskriminierend - diese reichten folglich weiterfihrende
Vorschlage ein.

Den Anfang machte Jacqueline Badran (sp, ZH) mit einem Rickweisungsantrag an die
WAK-NR: Diese solle anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Anderung einen
Systemwechsel hin zu einem Gutschriftensystem fir Kinder einrichten, durch das
Familien unabhéngig von Lebensform und Einkommen fir jedes Kind eine Gutschrift
erhielten. Die bisherigen Kinderabzlige sollten hingegen gestrichen werden. Dadurch
kénne die Ungleichbehandlung der Familien aufgrund ihrer Einkommenshéhe durch die
bisherige Regelung korrigiert werden. Der Nationalrat folgte diesem Antrag nicht und
sprach sich mit 134 zu 54 Stimmen fUr Eintreten aus.

Regula Rytz (gp, BE) erachtete Familien mit hohen Einkommen durch die aktuelle
Regelung als benachteiligt, da diese die Betreuungsplatze durch ihre Steuern
finanzierten, selbst aber keine finanzielle Unterstutzung erhielten und die vollstandigen
Betreuungstarife bezahlen mussten. Daher wollte sie diese Familien entlasten, indem
der vom Bundesrat vorgesehene Abzug auf die Betreuung in institutionellen
Betreuungsformen wie Kitas, Tagesschulen, Tagesfamilien oder Tagesmutter begrenzt
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wirde. Dadurch kénne Uberdies verhindert werden, dass die Kosten von privat
angestellten Nannys, die Uberdies Hausarbeit verrichteten, ebenfalls abgezogen werden
kénnten, argumentierte Rytz. Ihr Antrag fand jedoch nur in der SP und bei den Grinen
Unterstitzung und wurde mit 139 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) verworfen.

Auch Thomas Aeschi (svp, ZG) argumentierte mit einer Ungleichbehandlung
verschiedener Familien: Er kritisierte, dass die Vorlage nur jenen Familien
Betreuungsabziige gewahre, die ihre Kinder gegen Entgelt fremdbetreuen liessen.
Familien, die ihre Kinder selbst betreuten oder private Losungen gefunden hatten,
wirden  so  diskriminiert.  Darum  schlug er vor, den Abzug der
Kinderdrittbetreuungskosten auch dann zu gewahren, wenn keine direkten Kosten
anfielen. Diese Losung - gemass Kommissionssprecherin Kathrin Bertschy (glp, BE) von
der Kommission als Neuauflage der SVP-Familieninitiative eingestuft - fand nur bei
einem Grossteil der SVP-Fraktion, der Halfte der CVP/EVP-Fraktion und bei einem
Mitglied der BDP Anklang und wurde folglich mit 116 zu 74 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt.

In eine ahnliche Richtung ging der Einzelantrag Kutter (cvp, ZH), der die allgemeinen
Kinderabzlge, also unabhéangig von der Betreuungssituation der Kinder, von CHF 6'500
auf CHF 10'000 erhéhen wollte. Trotz des Einwands des Finanzministers, dass ein
Vorschlag, der CHF 350 Mio. koste, nicht einfach angenommen werden kénne, ohne
dass er zuvor in der Vernehmlassung gewesen sei, stimmte ihm der Rat mit 100 zu 92
Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu: Die Fraktionen der SVP und der CVP/EVP sowie eine
Mehrheit der BDP-Fraktion stellten sich hinter die hdheren Kinderabzige.

In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 131 zu 48 Stimmen (bei 14
Enthaltungen) fur die Vorlage aus. Die Nein-Stimmen stammten von den Mitgliedern der
SP, von einem Teil der Griinen sowie von einzelnen SVP-Mitgliedern. ®

Im August 2019 setzte sich die WAK-SR mit dem Bundesgesetz iiber die direkte
Bundessteuer beziiglich einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung
auseinander und zeigte sich mit der bundesratlichen Botschaft mehrheitlich
einverstanden: Eintreten war unbestritten und die Kommission nahm die Vorlage mit
nur einer Anderung - die Kommission will den Elterntarif nicht abschaffen - mit 8 zu 4
Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. Dennoch war die Behandlung der Vorlage keinesfalls so
einhellig, wie diese Resultate vermuten lassen: Die Kommission lehnte dusserst knapp,
mit 6:6 Stimmen und Stichentscheid des Prasidenten, zwei Rlckweisungsantrage an
den Bundesrat zur Schaffung von alternativen Besteuerungsmodellen respektive einer
zivilstandsneutralen Ausgestaltung des Gesetzes ab. Ahnlich knapp sprach sie sich auch
gegen Minderheitsantrége auf die Streichung des Zweiverdienerabzugs, des
Einverdienerabzugs sowie des Verheiratetenabzugs aus.

Die entsprechenden Minderheitsantrége versprachen Spannung in die Behandlung
durch den Sténderat in der Herbstsession 2019 zu bringen. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) wollte den Bundesrat beauftragen, auf die Individualbesteuerung oder andere
alternative Steuermodelle zu setzen, wéhrend eine Minderheit Caroni (fdp, AR) auch
Paaren im qualifizierten Konkubinat die Méglichkeit geben wollte, die Steuern alternativ
berechnen zu lassen. Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) fasste die neuere
Vorgeschichte dieses Geschafts zusammen und verwies darauf, dass diese Vorlage
allenfalls als faktischer Gegenvorschlag zur Volksinitiative der CVP, nicht aber als
tatsachlicher, indirekter Gegenvorschlag verstanden werden kénne. Die Frist fur eine
allfallige erneute Abstimmung, die der Bundesrat auf den 27. September 2020 gesetzt
habe, kénne bei einer Verbindung der Initiative mit dieser aktuellen Vorlage und im
Falle der Rickweisung Letzterer an den Bundesrat nicht eingehalten werden.

In der Folge legte Thomas Hefti seinen Minderheitsantrag dar. Er erklarte, dass der
administrative Mehraufwand durch den sogenannten «Mehrfachtarif mit alternativer
Steuerberechnung» vermutlich deutlich grésser sei, als der Bundesrat jetzt anerkenne,
und dass die Zuordnung der Einkommen, zum Beispiel bei Ehepartnern mit einem
gemeinsamen Geschaft, vermutlich nicht immer so einfach sei. Zudem habe dieser
Vorschlag zahlreiche Probleme zur Folge, die ihrerseits neue Losungen und Probleme
nach sich zégen. Dies alles kdbnne umgangen werden, wenn man stattdessen auf die im
Kanton Waadt bereits bewéhrte Individualbesteuerung setze. Andrea Caroni verwies in
der Folge und in Bezug zu seinem Minderheitsantrag darauf, dass es eben nicht nur die
Heiratsstrafe gebe, sondern diese auf Kantonsebene durch verschiedene Boni
aufgehoben wirde und es auch einen Heiratsbonus sowie eine Konkubinatsstrafe gebe.
Die aktuelle Vorlage wolle nun wieder eine Bevorzugung eines Zivilstandes schaffen -
Ehepaare wirden neu im schlimmsten Fall gleich behandelt wie Konkubinatspaare, aber
allenfalls besser gestellt. Zudem wiurden diejenigen Instrumente, die zur Milderung der
Heiratsstrafe geschaffen worden seien, konkret also der Verheiratetentarif, der
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Zweiverdienerabzug, und neu auch der Einverdienerabzug, beibehalten und die
Verheirateten so sogar noch starker bevorzugt. «Das waren dann also ein Finfer, ein
Weggli und ungefahr drei Backersfrauen dazu», kritisierte er. Man solle es daher den
Konkubinatspaaren erméglichen, dieselben Vorteile zu geniessen wie die Verheirateten.

Die folgenden Wortmeldungen verdeutlichten den Graben im Rat: Unterstitzung erhielt
der Antrag Hefti von linker Seite; Anita Fetz (sp, BS), Christian Levrat (sp, FR) und Paul
Rechsteiner (sp, SG) meldeten sich unterstitzend zu Wort. Konrad Graber (cvp, LU)
hingegen nannte den Minderheitsantrag Hefti aufgrund seiner Wirkung «ein Spielen auf
Zeit», da es im Rat zwei ungefahr gleich starke Lager fur die Individualbesteuerung und
flr ein Splitting gebe, wie es Hans-Rudolf Merz in seiner Zeit als Finanzminister einmal
formuliert habe. Eine Rickweisung an den Bundesrat habe folglich eine Verzégerung
um zwei bis drei Jahre zur Folge, anschliessend sei man aber noch immer nicht kluger.
Deshalb solle man diese mit der Verfassung konforme Vorlage, wie sie heute auf dem
Tisch liege, beraten und ihr zustimmen. Mit diesem Fazit zeigten sich Mitglieder der
CVP, der SVP und teilweise der FDP sowie Finanzminister Maurer einverstanden.

Nach zahlreichen Hinweisen verschiedener Sprecher darauf, dass dieses Problem seit
35 Jahren auf eine Losung warte, sprach sich der Rat ohne Gegenantrag flr Eintreten
aus. Mit 25 zu 18 Stimmen stimmte der Stadnderat in der Folge jedoch flur den
Minderheitsantrag Hefti und somit fur eine Rickweisung an den Bundesrat sowie fur
eine umfassende Neubehandlung durch Letzteren, worauf Andrea Caroni seinen
Minderheitsantrag zuriickzog. ¢

In jeweils vier Sitzungen bereinigten National- und Stdnderat das Bundesratsgeschaft
Uber die steuerliche Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten. Die beiden
Rate konnten sich in der Frage, ob der Kinderabzug bei den direkten Bundessteuern
pro minderjahrigem oder in schulischer Ausbildung stehendem Kind von CHF 6'500 auf
CHF 10'000 erhéht werden soll, bis zum Ende des Differenzbereinigungsverfahrens
nicht einigen: Der Nationalrat beflrwortete die entsprechende Erhdéhung, wobei die
Zustimmung zwischen den Behandlungen von 98 zu 90 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
auf 126 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stieg. Die FDP-Liberale-Fraktion hatte
dazwischen vom gegnerischen ins Beflrworterlager des erhéhten Abzugs gewechselt.
Beat Walti (fdp, ZH) erklarte, man kénne zu diesem Punkt stehen, da er als Konter gegen
einen Abzug von CHF 25'000 fur alle Familien ohne Erwerbserfordernis ins Gesetz
aufgenommen worden sei. Im Grundsatz sei es auch nicht falsch, die Familien
steuerlich zu entlasten. Die SP-, die Grine und die GLP-Fraktion lehnten die
Anderungen bis zum Schluss ab. Sie komme vor allem Familien mit hohen Einkommen
zugute, kritisierte zum Beispiel Prisca Birrer-Heimo (sp, LU). Zudem schrénke sie den
Handlungsspielraum fir Massnahmen ein, die wirkungsvoller und effizienter wéren,
legte Kathrin Bertschy (glp, BE) das Hauptargument fir die grinliberale Ablehnung dar.
Diese Argumente dominierten auch das Differenzbereinigungsverfahren im Standerat.
Kurz vor dessen erster Behandlung des Geschéafts hatte die WAK-SR gemass ihrem
Sprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) ihre Position gedndert: Da das Bundesratsgeschéft
zur Abschaffung der Heiratsstrafe kurz zuvor an die Kommission zurlckgewiesen
worden sei, wodurch man zwar einerseits Geld spare, aber andererseits die Ehepaare
vorerst nicht unterstutzen kénne, wolle man wenigstens die Kinderzulagen erhéhen.
Der Standerat sprach sich jedoch mit 22 zu 21 Stimmen und mit 23 zu 20 Stimmen
zweimal fir Minderheitsantrage auf Festhalten aus. Die folglich notwendig gewordene
Einigungskonferenz empfahl die Position des Nationalrats mit 19 zu 7 Stimmen zur
Annahme, eine Minderheit Birrer-Heimo sprach sich fur die Abschreibung der
gesamten Vorlage in dieser Form aus. Ihr Antrag war jedoch im Nationalrat wie erwartet
chancenlos: Mit 124 zu 55 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) stimmte die grosse Kammer der
Vorlage erneut zu. Im Standerat stellte Paul Rechsteiner (sp, SG) einen Ordnungsantrag
auf Ruckweisung an die Kommission als Alternative zum Abschreibungsantrag. Die
Kommission solle die «finanziellen und verteilungspolitischen Folgen auch im
Quervergleich der Steuervorlagen unter Einbezug der Kantone» abklaren;
Finanzminister Maurer versprach eine Auslegeordnung bis zur Wintersession. Der
Sténderat lehnte jedoch den Ordnungsantrag mit 23 zu 15 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
ab und stimmte schliesslich dem Antrag der Einigungskonferenz mit 21 zu 20 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) &usserst knapp zu. Somit setzte sich der Nationalrat mit seiner
Version durch. Die Schlussabstimmungen waren nur noch Formsache, mit denselben
Allianzen wie zuvor nahmen der Nationalrat die Vorlage mit 132 zu 62 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und der Stdnderat mit 25 zu 17 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Damit
war das Geschéft jedoch noch nicht vom Tisch: SP-Fraktionschef Nordmann (sp, VD)
kiindigte noch vor der Schlussabstimmung an, dass seine Partei ein weiteres Mal das
Referendum «gegen eine verfehlte steuerpolitische Vorlage» ergreifen werde. ’
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Wie angeklndigt begann die SP kurze Zeit nach der parlamentarischen Schlussberatung
mit der Unterschriftensammlung fiir das Referendum gegen die Erhohung des
Kinderabzugs. Die Partei wehrte sich dagegen, dass zukilnftig CHF 10'000 statt wie
bisher CHF 6'500 pro Kind von den Steuern abgezogen werden kénnen. Von diesem
«Reichenbonus» wirden Alleinerziehende respektive Eltern mit zwei Kindern erst ab
einem Jahreseinkommen von CHF 100'000 respektive CHF 120'000 profitieren, den
Maximalbetrag erreiche man erst ab CHF 200'000 respektive 300'000, betonten
Exponentinnen und Exponenten der Partei. Bei einem Jahreseinkommen von CHF
100'000 zahle man jahrlich CHF 90 bis 210 weniger Steuern, bei einem Einkommen von
CHF 150'000 CHF 168 bis 490 weniger und ab einem Einkommen von CHF 200'000 CHF
910. So kamen entsprechend 70 Prozent der Entlastung den 15 Prozent der Familien mit
den hochsten Einkommen zu Gute. «Die, die jetzt entlastet werden, merken nicht
einmal, dass sie entlastet werden», kritisierte etwa Anita Fetz (sp, BS) die Massnahme.
Stattdessen kénnten flr dieselben Kosten von CHF 350 Mio. die Pramienverbilligungen
um Uber 10 Prozent aufgestockt werden. Dieser Kritik hatte Finanzminister Maurer in
der Parlamentsdebatte beigepflichtet: 85 Prozent aller Familien wirden kaum oder gar
nicht von der Anderung profitieren. «Das ist eine Steuerentlastung fiir héhere
Einkommen. Das kann man wollen, aber dann darf man das nicht als Familienvorlage
verkaufen», betonte er. Diese Kritik liess Beat Walti (fdp, ZH) gegenlber der NZZ nicht
gelten: Zwar profitierten die Familien von Gutverdienenden von dieser Anderung, sie
bezahlten aber auch den Grossteil der Steuern - 44 Prozent der Familien mit Kindern
bezahlen keine Bundessteuer - und triigen dadurch eine erhebliche Abgabenlast mit
einer Grenzbelastung gegen 50 Prozent. Wenn man schon die Progression nicht &ndern
kénne, misse man halt die Abzlge erhéhen.

Mit dem Hauptargument des «Reichenbonus» machte sich die SP Schweiz zusammen
mit den Grlinen an die Unterschriftensammlung. Unterstutzt wurden sie geméass Medien
ab Ende November von einem liberalen Nein-Komitee - hauptsachlich bestehend aus
Mitgliedern der GLP und einzelnen Jungfreisinnigen. Dieses kritisierte die Erhdhung des
Kinderabzugs als «Herdprémie» oder als «Konkubinatsstrafe». Urspriinglich habe die
Vorlage dazu gedient, die Arbeitsanreize fir gutverdienende Frauen zu erhdéhen.
Dadurch dass nun die Kinderabzlge aber fur alle Familien erhéht warden, wirden die
Arbeitsanreize von Frauen mit mehreren Kindern verringert, kritisierte etwa Kathrin
Bertschy (glp, BE) die Anderung. Durch die Unterstitzung von Einverdiener-Haushalten
- neben anderen Haushaltsformen - wirde auch ein konservatives Familienbild
gestarkt. Unterstitzung erhielten die Referendumsfiihrenden dabei auch von Avenir
Suisse. Deren Forschungsleiter Marco Salvi betonte gegenlber der Presse, dass ein
Zielkonflikt zwischen finanzieller Entlastung der Familien und Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bestehe und diese Vorlage nur wenig zur Stéarkung
der Vereinbarkeit beitrage - und allenfalls sogar kontraproduktiv sei. Die Experten der
Steuerverwaltung erwarteten gemass Medien aufgrund sich gegenseitig aufhebender
Effekte auch «keinen nennenswerten Einfluss» auf die Arbeitsanreize von
Zweitverdienenden.

Zwar zeigten sich auch die Kantone nicht erfreut lber die Vorlage, zumal sie diese CHF
70 Mio. pro Jahr kosten wirde, ohne dass sie zuvor in einer Vernehmlassung die
Méglichkeit gehabt hatten, ihre Meinung zu der Erhdéhung der Kinderabzilge kundzutun.
Dennoch wollten sie sich nicht an einem Referendum beteiligen.

Am 14. Januar 2020 reichte die SP nach eigenen Angaben 60'000 beglaubigte
Unterschriften ein, was die NZZ als «Machtdemonstration» der Partei verstand, die
«scheinbar mihelos» ein Referendum zustandegebracht habe. Parteiprasiedent Levrat
(sp, FR) betonte denn auch gegenlber dem Blick, dass man das Referendum aus
eigener Kraft zustande gebracht habe. Ende Januar bestétigte die Bundeskanzlei das
Zustandekommen des Referendums mit 53'088 gliltigen Unterschriften. ®

Noch bevor der Abstimmungskampf zur Anderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, Uber die im Mai
2020 hatte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
Marz 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben.

Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgefihrte
Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der burgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefligte Erhéhung des
Kinderabzugs von CHF 6'5600 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhdhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabziigen? Zur Beantwortung dieser Frage
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stutzten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte prasentiert hatte.

Die Befurworterinnen und Beflrworter stellten den Nutzen der Vorlage fur den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stitze man sich auf die Definition des BFS fur
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermassigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegentber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nutze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je hoher das Einkommen, desto grosser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kémen so den 15 Prozent der Familien mit den héchsten Léhnen zu,
wahrend 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren wurden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausfallen betroffen wéaren, berlcksichtigt wirden, betonte Uberdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Bertcksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfalle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsbichlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgeflihrt werde. Dies sei
«total irreflihrend» (Badran gemass Blick), da niemand die Héhe seines persdnlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begriindete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatsachliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden kénne.
Obwohl die Befurworterinnen und Beflrworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhéhung der
Kinderabziige im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegentber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung fir Gutverdienende
beinhalte: Uber den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung fiir Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfahig sei einzig der «Weg Uber die Kinderabzlge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese mussten endlich unterstitzt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage mdglich sei: 60 Prozent aller Familien kénnten von einer Erhéhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
fur Haushalte mit Kindern), deutlich stérker zumindest als Kinderlose. Brigitte Haberli-
Koller (cvp, TG) beflrwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhangig der Betreuungsform entlastet wirden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, erganzte Kutter.
Familiare Strukturen seien fur die Gesellschaft wichtig, Uberdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegentiber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzige Uberhaupt
gerechtfertigt seien. So kdnne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle wirden Kinderabziige der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit widersprechen. Es gébe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berlcksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstltzung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabzige, neutral wirkende
Abzlge vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.

Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhdhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal héhere Kosten, als fur die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
war, und Ubertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verlangerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zukinftig weniger Geld fur andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grine und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grossere
Wirkung auf die Erwerbstatigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabzligen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausféllen flhren wirde, beflrchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben wiuirde, weil kein Geld mehr vorhanden ware. Verstarkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewéltigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat wahrend der Budgetdebatte fiirs Jahr 2020 noch mit einem Uberschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit Uber CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
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vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden  Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und Uber den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Beflirwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen>.

Schliesslich waren sich Befurwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
ursprungliche Ziel der Vorlage, die Forderung der Beschaftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Ergdnzung der Kinderabztige geférdert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhéhung der
Kinderabzlge die Anreize zur Erhéhung der Erwerbstéatigkeit verstarke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzlge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstatigkeit bestatigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzlige den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusétzlichem Einkommen) und
forderten damit die Erwerbstatigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstatigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhéhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
starkerer Effekt auf die Erwerbstatigkeit zu erwarten, damit kdénne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems flr Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhdéhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalratin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.lv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage mdglichst schnell verwirklicht werden
kénnen.

Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So stérte sich die Weltwoche
Uberhaupt daran, dass das Steuerrecht «flr alle moglichen Zwecke instrumentalisiert>»
werde. Es sei nicht daflr da, «bestimmte Lebensmodelle zu férdern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmoglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fuhle.

Bezlglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Beflrworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstutzt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere fur die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekdmpft, ihr mit ihrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Stédnderat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalratin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kdmpfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hatte.
Damit wirden «keine Anreize fur arbeitstatige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kdmpften vor allem die SP und die Griinen, welche
die Unterschriften fur das Referendum gesammelt hatten, fir ein Nein. Unterstitzt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabzige aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
befurworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, storten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich fur
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekampft hatte, da es
«kaum zu einer starkeren Arbeitstatigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhéltnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbande nicht zu einer Nein-Parole hatten durchringen kénnen, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war fur die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekampft, vertrat
nun aber - wie im Gesetz fur politische Rechte geregelt - die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage personlich beflrworte, wie seine Partei, oder sie ablehne.
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Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemass
Analysen vom Fdég und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfanglich auf maéssiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit finf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grinen die Vorlage mehrheitlich beflrworteten, zurtckgefihrt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu kénnen. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («daflr»
oder «eher daflir») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, wahrend die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu &hnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Griinen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin gemass SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den Ubrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab.

Das Resultat der Abstimmung zur Anderung der direkten Bundessteuer iiber die
steuerliche BerUcksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch betrachtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevdlkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am hochsten lag die Zustimmung im Tessin (62.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevoélkerungen hatten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemass
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die franzésischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
ldndlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ahnlich stark ab wie die Kernstadte
(35.8%). Das Resultat kénne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklart werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die persénliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung wurde in der Romandie stérker akzeptiert und durch den Staat starker
unterstitzt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Stéanderatin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenliber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, wahrend in der Deutschschweiz
hauptsachlich Uber den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalratin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu spate Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann fir den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
franzdsischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die burgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere burgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezélle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen mussten nun Familien mit
tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenpramien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Platzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhdhung des
Kinderabzugs auch die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grine-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kiindigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstitzen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusatzlich brauche es auch Lésungen, die sich fur
die Mehrheit der Bevdlkerung auszahlten.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 15.12.2015
DAVID ZUMBACH

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 164'415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:

- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV

- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

Voranschlag

In der Wintersession 2015 beschaftigten sich die Rate mit dem Voranschlag 2016, der
vom Bundesrat im August verabschiedet worden war und Einsparungen im Umfang von
CHF 1,3 Mrd., davon nach Angaben von Finanzministerin Widmer-Schlumpf rund CHF
870 Mio. Querschnittkirzungen, vorsah. Der als Erstrat fungierende Sténderat schuf in
der ersten Lesung nur gerade eine Differenz zum Budgetvorschlag des Bundesrates. Auf
Antrag seiner Finanzkommission (FK-SR) hiess er diskussionslos eine Aufstockung des
Budgets flr die Dachverbdnde der Familienorganisationen um CHF 770'000 auf neu
CHF 2 Mio. gut. Ein Minderheitsantrag Haberli-Koller (cvp, TG), der die Ausfuhrbeitréage
fur landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte (.Schoggigesetz") um CHF 26,7 Mio. auf
CHF 94,6 Mio. erhéhen wollte, scheiterte knapp mit 21 zu 23 Stimmen. Ebenso wurden
Einzelantrage der Stédnderate Engler (cvp, GR), der die Beitrédge an Schweiz Tourismus
(19 zu 25 Stimmen) und fir die Exportférderung (18 zu 23 Stimmen) aufstocken wollte,
und Baumann (cvp, UR), der die Direktzahlungen an die Landwirtschaft auf dem Niveau
des Vorjahres (CHF 2,8 Mrd.) belassen wollte (19 zu 21 Stimmen), abgelehnt. Gréssere
Anpassungen am bundesratlichen Vorschlag nahm der Nationalrat vor. Gleich zu Beginn
der Verhandlungen nahm die grosse Kammer mit 103 zu 84 Stimmen den Antrag einer
von SVP, FDP und GLP unterstitzen Minderheit Vitali (fdp, LU) an, die die Sach- und
Betriebsausgaben des Bundes um CHF 125 Mio. kiirzen und damit auf das Niveau des
Jahres 2014 zurlickschrauben wollte. Die von einer Minderheit Schibli (svp, ZH)
geforderten Querschnittskirzungen bei den Bundesausgaben (CHF 3,1 Mrd.) und beim
Personalaufwand (CHF 162 Mio.) gingen dem Nationalrat dann aber zu weit und wurden
deutlich abgelehnt. Hingegen hiess die grosse Kammer mit 92 zu 91 Stimmen eine von
einer Minderheit Pieren (svp, BE) geforderte Reduktion der Mittel fir Massnahmen im
Bereich der Geschlechtergleichstellung um CHF 2 Mio. gut. Der Landwirtschaft sprach
der Nationalrat fir 2016 indes mehr Mittel zu, als vom Bunderat vorgesehen gewesen
war. Bei den Direktzahlungen an die Bauern und beim Schoggigesetz folgte die grosse
Kammer mit 125 zu 56 Stimmen bzw. 117 zu 72 Stimmen den Mehrheitsantragen ihrer
Finanzkommission (FK-NR) und sprach sich daflir aus, die Beitrége im Vergleich zu 2015
nicht zu kirzen. In der zweiten Lesung hielt der Stédnderat in sémtlichen Punkten am
Vorschlag des Bundesrates fest, wobei bei den landwirtschaftlichen Differenzen
wiederum nur wenige Stimmen den Ausschlag gaben. Der Nationalrat schwenkte
seinerseits in der zweiten Lesung bei einer Differenz auf die Linie des Standerates um.
Mit 112 zu 77 Stimmen sprach er sich gegen die Budgetkirzung bei den Massnahmen zur
Gleichstellung aus. Die gesamte SVP und ein Drittel der FDP-Liberalen-Fraktion hatten
fur die Kirzung gestimmt. Von den verbleibenden Differenzen konnte in der dritten und
letzten Beratungsrunde dann nur noch eine bereinigt werden. Die kleiner Kammer
folgte mit 23 zu 21 Stimmen einer Minderheit Hosli (svp, GL) und stimmte damit dem
Vorschlag des Nationalrats zu, die Landwirtschaft nach 2015 auch 2016 mit
Direktzahlungen in der Héhe von CHF 2,8 Mrd. zu unterstitzen. Damit musste der
Voranschlag wie bereits im Vorjahr vor die Einigungskonferenz. '°
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